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Während  in  Belgien  die  Ver
handlungen zur Bildung einer
neuen Regierung auf föderaler
Ebene  laufen,  hat  die  Platt
form  der  belgischen  Zivilge
sellschaft  ihre  Empfehlungen
für  den  Nationalen  Aktions
plan  (NAP)  2021–2025  veröf
fentlicht  (Siehe  Hintergrund).
Sie kritisiert darin unter ande
rem  fehlende  finanzielle  Mit
tel  und  strukturelle  Defizite
bei  der  Umsetzung  bestehen
der Maßnahmen. 

Bereits  2020  hatte  Grevio,
die  Expertengruppe  des  Euro
parats  zur  Bekämpfung  von
Gewalt  gegen  Frauen,  Belgien
auf erhebliche Schwächen hin
gewiesen.  Dennoch  bleibt  die
Unterfinanzierung  des  ge
meinnützigen  Sektors  ein
Kernproblem.

Laut einer Studie von Amne
sty  International  und  „SOS
Viol“ aus dem Jahr 2019 hat je
de  fünfte  Frau  in  Belgien  be
reits einen sexuellen Übergriff
erlebt. Doch diese alarmieren
den  Zahlen  spiegeln  nur  die
Spitze  des  Eisbergs  wider,  da
umfassende  Daten  zum  Aus
maß  geschlechtsspezifischer
Gewalt  fehlen.  Insbesondere
die  Dunkelziffer  psychischer
und  wirtschaftlicher  Gewalt
bleibt weitgehend unerfasst.

Defizite in der
Umsetzung des
Aktionsplans

Die  Plattform  sieht  in  der
Umsetzung  des  Nationalen
Aktionsplans zur Bekämpfung
geschlechtsspezifischer  Ge
walt  erhebliche  Defizite.  Ob
wohl  mit  der  Verabschiedung
des  Gesetzes  zur  Prävention
und  Bekämpfung  von  Femizi
den  im  Juni  2023  ein  erster
Schritt  getan  wurde,  reichen
die bestehenden Maßnahmen
nicht  aus,  um  die  Herausfor
derungen  effektiv  zu  bewälti
gen.  Besonders  die  Betreuung
von Gewaltopfern bleibt unzu
reichend.  Frauenhäuser  sind

häufig  unterfinanziert  und  in
ihrer Kapazität begrenzt. Viele
Einrichtungen  erhalten  Mittel
aus verschiedenen, nicht lang
fristig  gesicherten  Quellen,
was  eine  nachhaltige  Planung
erschwert.  Auch  in  der  Sensi
bilisierung  der  Öffentlichkeit
gibt  es  Schwächen.  Präventi

onskampagnen  sind  oft  zeit
lich  begrenzt  und  können  da
her nur kurzfristige Effekte er
zielen.  Ein  langfristiger  Men
talitätswandel,  der  tief  in  der
Gesellschaft  verankerte  Rol
lenbilder  hinterfragt,  bleibt
bislang  aus.  Gleichzeitig  feh
len umfassende Bildungs und

Schulungsprogramme,  die
Fachkräfte wie Polizisten, Juri
sten und medizinisches Perso
nal  in  die  Lage  versetzen,  ge
schlechtsspezifische  Gewalt
kompetent  zu  erkennen  und
zu  behandeln.  Einheitliche
Standards  für  die  Ausbildung
dieser Berufsgruppen sind bis

lang nicht etabliert. Ein weite
res  Kernproblem  ist  die  man
gelnde  Rechenschaftspflicht
von  Tätern.  Die  bisherigen
rechtlichen Mechanismen rei
chen nicht aus, um Wiederho
lungstäter  konsequent  abzu
schrecken  und  eine  klare  Bot
schaft der Nulltoleranz zu sen

den.  Die  Plattform  fordert
daher  dringend  strengere
Maßnahmen,  um  Gewaltver
brechen  konsequent  zu  ahn
den und die Sicherheit der Op
fer  nachhaltig  zu  gewährlei
sten.  Ein  zentrales  Anliegen
der Plattform ist die Harmoni
sierung  von  Standards  über
alle  Regionen  hinweg.  Wäh
rend  in  Flandern  die  Family
Justice Centers als Vorbild die
nen, die einen interdisziplinä
ren Ansatz zur Betreuung von
Gewaltopfern bieten, fehlen in
der  Wallonie  und  in  Brüssel
ähnliche  Strukturen.  Diese
Diskrepanz  erschwert  es,  ein
heitliche  und  effektive  Maß
nahmen  zu  etablieren.  Ein
heitliche  Leitlinien  könnten
sicherstellen,  dass  Opfer  lan
desweit  Zugang  zu  gleichwer
tiger Betreuung und Präventi
on erhalten. Zusätzlich fordert
die Plattform eine koordinier
te  nationale  Datenerhebung.
Regelmäßig  aktualisierte  und
vergleichbare  Statistiken  sind
essenziell, um das Ausmaß der
Gewalt  besser  einschätzen
und  die  Effektivität  bestehen
der  Maßnahmen  bewerten  zu
können.  Ein  kontinuierlicher
Dialog  zwischen  staatlichen
Stellen  und  der  Zivilgesell
schaft  ist  hierbei  unverzicht
bar.  Geschlechtsspezifische
Gewalt  ist  kein  individuelles,
sondern ein strukturelles Pro
blem.  Sie  manifestiert  sich
nicht  nur  in  physischer  und
sexueller  Gewalt,  sondern
auch  in  psychischen,  wirt
schaftlichen und sozialen For
men.  Besonders  im  privaten
Umfeld  zeigt  sich  eine  hohe
Dunkelziffer.  Die  Plattform
kritisiert, dass das Verständnis
für  die  systemischen  Ursa
chen  geschlechtsspezifischer
Gewalt in der Politik noch im
mer  unzureichend  ist.  Die
mangelnde  Integration  einer
Genderperspektive in öffentli
che Politiken führe dazu, dass
bestehende  Maßnahmen  ihre
Wirkung verfehlen.

Zukunftsperspektiven:
Ein neuer Aktionsplan

Bis Ende 2025 wird die Platt
form  ihren  Abschlussbericht
zum NAP 2021–2025 vorlegen.
Parallel  dazu  plant  sie  bereits
den nächsten Nationalen Akti
onsplan  (2026–2030).  Dieser
soll  ehrgeizigere  Ziele  umfas
sen,  mit  einem  Schwerpunkt
auf besserer Finanzierung und
einer  intensivierten  Sensibili
sierung  der  Öffentlichkeit.
(red/kupo)

Femizide: Frauenliga der Deutschsprachigen Gemeinschaft und Nationale Plattform rufen Politik zu intensiveren Maßnahmen auf

Seit Anfang des Jahres
wurden in Belgien 22 Fe
mizide gezählt. Diese alar
mierende Statistik, die von
der Initiative „Stop Femi
nicide“ dokumentiert wur
de, verdeutlicht den Hand
lungsbedarf, auf den die
Frauenliga der Deutsch
sprachigen Gemeinschaft
in einem Brief nicht nur
hinweist, sondern mit
konkreten Forderungen an
die Politik verbindet.

Seit Jahresbeginn wurden in Belgien 22 Tötung von Frauen oder Mädchen aufgrund ihres Geschlechts registriert. Illustrationsfoto: dpa

Belgische Zivilgesellschaft fordert Taten

Aufgrund  der  hohen  Nachfra
ge in der Senioren und Fami
lienpflege stellte die VoG Viva
dom  einen  Antrag  auf  Auf
stockung  um  1.000  Stunden.
In einer Mitteilung informiert
die  Regierung  der  Deutsch
sprachigen  Gemeinschaft,
dass sie Anfang Dezember der
VoG  mittels  Addendum  zum
ursprünglichen  Vertrag  einen
Zuschuss  in  Höhe  von  39.500
Euro  für  diese  zusätzlichen
1.000  Stunden  inklusive  der
dazu erforderlichen Koordina
tionsstunden gewährt habe.

Die VoG Vivadom erhalte so
mit  einen  Jahreszuschuss  in
Höhe  von  insgesamt  knapp
vier Millionen Euro für die Fa

milien  und  Seniorenhilfe  für
das Jahr 2024. „Mit dieser Ent
scheidung  stellen  wir  sicher,
dass  Familien  und  Senioren

weiterhin  die  Unterstützung
erhalten, die sie brauchen, um
ihren  Alltag  bestmöglich  zu
bewältigen“,  wird  Ministerin
Lydia  Klinkenberg  (ProDG)  in
der Mitteilung zitiert. Die VoG
Vivadom  leiste  eine  wertvolle
Arbeit, und es liege in der Ver
antwortung  der  Regierung,
die  Bedingungen  zu  schaffen,
damit  die  Einrichtungen  dem
Bedarf gerecht werden könne.
Mit  dieser  Maßnahme  unter
streiche man das Engagement,
die Lebensqualität von Famili
en  und  Senioren  in  der
Deutschsprachigen  Gemein
schaft zu sichern und stetig zu
verbessern,  heißt  es  abschlie
ßend. (red/kupo)

Pflegedienst: Hohe Nachfrage für Familien und Seniorenhilfe

Das Stundenkapital von Vivadom
wird wegen hoher Nachfrage in
der Senioren und Familienpflege
erhöht. Foto: belga

Regierung genehmigt Erhöhung des
Stundenkontingents von Vivadom

● Opferbetreuung stärken: Die
bestehenden Kapazitäten in
Frauenhäusern und Betreu
ungszentren müssen aus
gebaut werden. Es bedarf
einer ausreichenden und
strukturellen Finanzierung,
um nachhaltige Hilfe leisten
zu können. Der Zugang zu
Unterkünften und Unterstüt
zungsangeboten sollte un
abhängig vom Aufenthalts
status oder der finanziellen
Situation der Opfer gewähr
leistet sein.

● Prävention verbessern: Lang
fristige Sensibilisierungs
kampagnen, die tief ver
wurzelte Rollenbilder in der
Gesellschaft hinterfragen,
sind notwendig. Diese Kam
pagnen sollten keine ein
maligen Aktionen bleiben,
sondern kontinuierlich und

flächendeckend durchge
führt werden. Die Grund
prävention muss stärker
finanziert und strategisch
verankert werden.

● Fachkräfte einheitliche aus-
bilden: Es fehlen standardi
sierte Schulungen für Polizei,
Justiz, Gesundheitsdienste
und andere Berufsgruppen,
die mit geschlechtsspezi
fischer Gewalt konfrontiert
sind. Die Plattform fordert
eine einheitliche Ausbildung,
die alle Formen von Gewalt
einbezieht und auf spezi
fische OpferBedürfnisse
eingeht.

● Verantwortung der Täter:
Strengere Mechanismen zur
Rechenschaftspflicht sind
erforderlich. Programme zur
Betreuung von Tätern, die
Rückfälle verhindern sollen,

müssen ausgeweitet und
strukturell finanziert wer
den. Zudem braucht es eine
klare rechtliche Grundlage,
um Wiederholungstäter
konsequent zu verfolgen.

● Koordination und Harmoni-
sierung: Eine bessere Ab
stimmung zwischen den
Regionen und Gemeinschaf
ten ist unerlässlich. Einheitli
che Leitlinien und ein koor
dinierter Ansatz sollen si
cherstellen, dass Opfer im
ganzen Land Zugang zu
gleichen Unterstützungs
leistungen haben. Zudem
müssen nationale Daten
erhebungen verbessert wer
den, um regelmäßig verläss
liche und vergleichbare Stati
stiken bereitzustellen.

● Intersektionale Perspektive:
Die Maßnahmen zur Be

kämpfung von Gewalt müs
sen die Vielfalt der Betroffe
nen berücksichtigen, ein
schließlich spezifischer Be
darfe von Migrantinnen,
ethnischen Minderheiten
und anderen besonders
gefährdeten Gruppen. Diese
Perspektive sollte sich in der
Datenerhebung, der Analyse
und der Umsetzung von
Programmen widerspiegeln.

● Nachhaltige Finanzierung:
Der gemeinnützige Sektor,
der eine zentrale Rolle bei
der Bekämpfung ge
schlechtsspezifischer Gewalt
spielt, benötigt dringend
mehr Mittel. Strukturelle
Finanzierungen müssen
Projektgelder ergänzen, um
eine langfristige Planung
und Stabilität zu gewähr
leisten. (kupo)

H I NTERGRU N D

Die Nationale Plattform der belgischen Zivilgesellschaft fordert

Stammdatenpfl ege sowie Betreuung unserer Kunden und Lieferanten

Ihre Qualifi kationen:

Kommunikationsstärke, Durchsetzungskraft und Teamfähigkeit

Sicherer Umgang mit den gängigen MS-Offi  ce Produkten 

Interessiert? Dann freuen wir uns auf Ihre Bewerbung an frank.mockel@
dbschenker.com

Nähere Informationen zu den Stellen sowie zur Bewerbung fi nden Sie 

Für Ihre Gratiswoche: Scannen Sie den QR-Code oder 

besuchen Sie www.grenzecho.net/sprachkurse

1 Woche Online- 
Sprachkurs geschenkt


